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Württembergisches Kirchengesetz vom
3. März 1924, § 54

"(1) Wenn ein Geistlicher oder kirchlicher Beamter infolge

strafgerichtlicher Verurteilung zur Bekleidung öffentlicher Ämter unfähig

wird, verliert er für die Dauer der Unfähigkeit die mit dem Kirchenamt

verbundene staatsrechliche Stellung, sowie die Befungis zur Beteiligung

an der kirchlichen Besteuerung.

(2) Wird gegen einen Geistlichen oder kirchlichen Beamten ein

gerichtliches Strafverfahren eingeleitet, das die Unfähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Ämter nach sich ziehen kann, so kann das

Kultministerium den vorläufigen Eintritt der in Abs. 1 bezeichneten

Rechtsfolgen verfügen. Sie treten kraft Gesetzes ein, wenn ein noch nicht

rechtskräftiges Urteil erlassen ist, das die Unfähigkeit zur Bekleidung

öffentlicher Ämter nach sich zieht. Die Dauer dieser vorläufigen

Rechtsfolgen bestimmt sich nach den Vorschriften der Gemeindeordnung

über die vorläufige Dienstenthebung der Gemeindebeamten."
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